
Europäische Demo-
kratische Union

Als 1978 die EDU gegründet
wurde, stand die Welt wie-
der einmal unter dem Ein-
druck einer kommunisti-
schen Machtergreifung. Zu
diesem Zeitpunkt allerdings
nicht mehr in Mittel- und
Osteuropa, sondern in Af-
ghanistan, und auch die
Ausbreitung des Kommu-
nismus in Afrika und Zen-
tralamerika erschien unaus-
weichlich.
Die Europäische Demokra-
tische Union wurde ur-
sprünglich als Sammelbe-
cken der Mitte-Rechts-Par-
teien und als Gegengewicht
zur Sozialistischen Inter-
nationale konzipiert. Die
weltanschaulichen Gräben
zwischen Christdemokra-
ten und Mitte-Rechts-Par-
teien sind aber noch keines-
wegs endgültig überbrückt.
Der Dualismus zwischen
der EDU und der Union Eu-
ropäischer Christdemokra-
ten besteht nach wie vor. Im-
mer mehr europäische Par-
teien versuchen allerdings,
dieses Dilemma im Rahmen
der EVP als Fraktion im Eu-
ropaparlament zu lösen. In-
sofern war es ein entschei-
dender Schritt, dass es der
EDU gelang, eines ihrer we-
sentlichen Anliegen, näm-
lich die Aufnahme der Kon-
servativen Großbritanniens

in die Europäische Volks-
partei, durchzusetzen.
Die Europäische Demokra-
tische Union versuchte seit
ihrer Gründung dem Grund-
satz, neu entstehende De-
mokratien zu unterstützen,
sich Diktaturen zu widerset-
zen, kommunistische Re-
gime und Tendenzen zu be-
kämpfen, treu zu bleiben
und richtete ihre Aufmerk-
samkeit schon früh auf die
Entwicklungen in Osteuro-
pa. Dort verfolgte die EDU
von Anfang an jedes Aufkei-
men von Opposition und be-
gann, diese Gruppierungen
auch zu unterstützen. Dies

geschag zu einer Zeit, als die
Sozialistische Internationa-
le noch voll auf die Koope-
ration mit etatistischen Kräf-
ten setzte. Deshalb vermied
es die EDU, im Unterschied
zur SI, mit kommunistischen
Parteien, die mit diesem
Wunsch an sie herantraten,
offizielle Beziehungen auf-
zunehmen, um diese nicht
vor der Öffentlichkeit zu le-
gitimieren.
Um einen geordneten Über-
gang zu ermöglichen und
„organische Beziehungen“
(Helmut Sonnenfeld) zwi-
schen Westeuropa und den
neu entstandenen Demo-
kratien in den Ländern 
Ost-, Mittel- und Südosteuro-
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pas aufzubauen, geriet die
EDU allerdings in ein Di-
lemma. Ihre Mitgliedspar-
teien waren gezwungen,
das, was sie ursprünglich
den Sozialisten vorgewor-
fen hatten, nun selbst zu
praktizieren, nämlich in der
Übergangszeit auch mit
kommunistischen Parteien
Kontakte zu pflegen. Als
Meilenstein ihres diesbe-
züglichen Engagements in
den neu entstehenden De-
mokratien hielt die EDU im
Juni 1989 als erste große Par-
teieninternationale die Sit-
zung ihres „Europa-Aus-
schusses“ in Budapest ab.
Weitere Aktivitäten erfolg-
ten meistens auf bilateraler
Basis zwischen EDU-Mit-
gliedsparteien und den
neuen Partnern, wobei das
EDU-Büro in Wien in vielen
Fällen eine Vermittlungs-
und Koordinationsfunktion
übernahm.
Bei der Sitzung des EDU-
Lenkungsausschusses in
München im Dezember
1989 nahmen bereits Vertre-
ter des Ungarischen Demo-
kratischen Forums, Parteien
aus Slowenien (Bauern-
union, Demokratische Par-
tei und Christlich-Soziale
Partei) teil, um an den Bera-
tungen über EDU-Unterstüt-
zungsprogramme für neue
demokratische Parteien in
den Ländern Zentral- und
Osteuropas mitzuwirken.
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Die konkrete Erweiterung
der EDU erfolgte bei der 
Parteiführerkonferenz im
August 1990 in Helsinki. Als
Erste wurden die Tschechi-
sche Volkspartei, die Christ-
lich-Demokratische Partei
Böhmens und Mährens, 
die Christlich-Demokrati-
sche Bewegung der Slowa-
kei sowie das Ungarische
Demokratische Forum, die
Ungarische Christlich-De-
mokratische Volkspartei
und die unabhängige Klein-
landwirtepartei als Vollmit-
glieder in die EDU auf-
genommen. Diese Erweite-
rung wurde auch 1991 vor-
angetrieben. So beschloss
im Oktober 1991 der Len-
kungsausschuss in War-
schau die Aufnahme von
zwei polnischen Mitglieds-
parteien, des Liberaldemo-
kratischen Kongresses und
der Zentrumsallianz.
Wie viele welthistorische
Ereignisse, hatte auch der
Fall der Berliner Mauer 
und das Ende des Kalten
Krieges Langzeitwirkungen,
die während des unmittel-
baren Ablaufs der Gescheh-
nisse nicht erkennbar und
von den Akteuren der ersten
Stunde oft gar nicht beab-
sichtigt waren. Zu diesen
nach außen wenig spekta-
kulären, in ihren politischen

Auswirkungen wahrschein-
lich nicht zu überschätzen-
den Folgen zählte die Annä-
herung zwischen der Euro-
päischen Demokratischen
Union und der Liberalen In-
ternationale. Sie mani-
festierte sich in der Grün-
dung der Kommission „Das
große Europa“ im Mai 1993.
Amtssitz und Sekretariat der
Kommission befinden sich
in Wien. Die Kommission
hat den Status einer inter-
nationalen, nicht staatli-
chen Organisation.
Vor allzu großer Euphorie
muss jedoch gewarnt wer-
den. Die Bedeutung der neu
gegründeten Kommission
ist zunächst einmal in der
Überwindung bisheriger
Parteientrennlinien in den
europäischen Kernländern
selbst zu sehen. Vor einigen
Jahrzehnten wäre es näm-
lich undenkbar gewesen,
dass Christdemokraten und
Konservative offiziell mit
den Liberalen zusammen-
arbeiten könnten. Man sah
lange in ihnen eher den
weltanschaulichen Gegner
und nicht den Partner im
Hinblick auf die Lösung ge-
meinsamer Zukunftspro-
bleme.
EDU und IDU werden in Zu-
kunft nicht an ihren Dekla-
rationen, sondern an ihren
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konkreten Leistungen für
die neuen Demokratien in
Europa und in der Welt ge-
messen werden. Dass dies-
bezüglich ein vorsichtiger
Realismus am Platz ist, zeigt
die Ausweitung der Mit-
gliedschaft der IDU in den
neunziger Jahren. Auf der
fünften Parteiführerkonfe-
renz in Madrid im Oktober
1992 wurden unter dem
neuen Vorsitzenden, dem
Schweden Carl Bildt, so ver-
schiedenartige neue Mit-
glieder aufgenommen wie
zum Beispiel die Kuomin-
tang (China), das Ungari-
sche Demokratische Fo-
rum, die Demokratisch-Li-
berale Partei Koreas, aus Bo-
livien die National-Demo-
kratische Aktion sowie die
Demokratische Turnhallen-
Allianz in Namibia. Im Zeit-
alter der Globalisierung
sind allerdings alle inter-
nationalen Parteienvereini-
gungen mit Problemen kon-
frontiert, die lösen zu helfen
sie nur sehr beschränkt im
Stande sein werden. Da es
sich um Prozesse sui generis
handelt, sind frühere und
andere Erfahrungen mit de-
mokratischen Systemände-
rungen und Integrations-
prozessen nur von sehr ein-
geschränkter Bedeutung.

Franz Horner

Die
politische
Meinung

365 68-69 angemerkt Horner  23.03.2000 16:00 Uhr  Seite 69


	Schaltfläche1: 


